
Kinderschutz - Vormundschaftsrecht ändert 
sich
Düsseldorf, 01.06.2011

Deutschland ist weltweit wahrscheinlich das einzige Land, das zwei
Kindertage im Jahr begeht: Der heutige "Internationale Kindertag" wurde in der
ehemaligen DDR gefeiert, während seit 1954 in der Bundesrepublik der 20.
September als "Weltkindertag" begangen wird. Dass wir somit auch ein
besonders kinderfreundliches Volk sind, lässt sich daraus leider nicht ableiten.
Denn immer wieder hört oder liest man von verwahrlosten, misshandelten
oder missbrauchten Kindern. Hinter jeder dieser Meldungen steht eine
Tragödie. Informationen, Beratung und Hilfe werden zwar von dem jeweils
örtlichen Kreis- oder Stadtjugendamt angeboten. Eine Inobhutnahme des
Kindes durch das Jugendamt ist aber nur in akuten Notsituationen zum
Schutze des Kindes möglich. Das Gericht kann Maßnahmen, mit denen eine
Trennung des Kindes von der Familie verbunden ist, nur anordnen, wenn die
Gefährdung nicht auf andere Weise beseitigt werden kann. So kam es in der
Vergangenheit auch schon zu Tragödien, obwohl das Jugendamt schon
involviert war. Damit gefährdete Kinder bei dieser Gratwanderung zu ihrem
Recht kommen, hatte Bundesjustizministerin Leutheusser-Schnarrenberger
einige Änderungen im Vormundschaftsrecht vorgeschlagen, die kürzlich auch
den Bundesrat passiert haben. ARAG Experten nennen die neuen Regeln für
Kinder, denen ein gesetzlicher Vormund zugeteilt wurde.

Vormundschaft

Die Vormundschaft ist vor allem für Kinder da, bei denen der Schutz der
Familie versagt. Ein Vormund wird nicht nur für Waisen bestellt, sondern auch
dann, wenn das Familiengericht den Eltern ihr Sorgerecht wegen akuter
Kindeswohlgefährdung entzieht. Der Vormund ist dann an Stelle der Eltern zur
umfassenden Sorge für Person und Vermögen des Kindes verpflichtet und
trifft alle wichtigen Entscheidungen für das Kind. Das neue Gesetz soll nun
erst einmal für mehr persönlichen Kontakt zwischen Vormund und Kind
sorgen. In der Vergangenheit kam es nämlich auch bei bestehender
Vormundschaft wiederholt zu Kindesmisshandlungen und Vernachlässigungen
durch Pflegepersonen.

Amtsvormund

In der Praxis übernehmen meist Mitarbeiter des Jugendamtes die
Vormundschaft als Amtsvormund. Ein Amtsvormund musste bisher oft 120
und mehr Kinder gleichzeitig im Blick haben. Der persönliche Kontakt ist dann
oft nicht mehr möglich. Ohne persönlichen Kontakt kann der Schutz der
Vormundschaft nicht greifen. Ein direkter Draht und Einblicke in das Umfeld
sind unverzichtbar, um Gefahren frühzeitig zu erkennen und abzuwenden. Das
neue Gesetz soll sicher stellen, dass jeder Vormund seine Schützlinge
regelmäßig sieht. Ein Amtsvormund darf deshalb künftig nicht mehr als 50
Kinder betreuen.

Fazit

Der oftmals fehlende persönliche Kontakt zwischen Vormund und Mündel führt
dazu, dass auch der Vormund Misshandlungen und Vernachlässigungen nicht
rechtzeitig erkennt. Da ein einziger Amtsvormund eine Vielzahl von Kindern
und Jugendlichen betreut, kennt er seine Mündel oft kaum persönlich und
kann daher seiner Verantwortung nicht gerecht werden. Das neue Gesetz
sieht deshalb vor:

Ein Amtsvormund soll höchstens 50 Mündel betreuen - und nicht mehr
wie bislang bis zu 240 Kinder. 
Der Vormund soll in der Regel jeden Monat persönlichen Kontakt mit dem
Mündel aufnehmen. 
Der Vormund hat die Pflicht, den Mündel persönlich zu fördern und seine
Erziehung zu gewährleisten. 
Die Aufsichtspflichten des Gerichtes und die Berichtspflichten des
Vormundes werden ausgeweitet. 
Bei der Amtsvormundschaft soll das Jugendamt das Kind vor der
Übertragung der Aufgaben des Vormundes auf einen Mitarbeiter anhören. 
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